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123. Sitzung des Klima- und Energiebeirates am 20.09.2022 

Am Dienstag, den 20.09.2022 findet um 17:00 Uhr im großen Sit-
zungssaal (ZiNr. 101), Residenzplatz 1, 85072 Eichstätt eine Klima- 
und Energiebeiratssitzung mit folgender Tagesordnung statt: 

 

I. Öffentliche Sitzung 

 

1 Gutachten Moorbodenuntersuchung, Moorschutz  
   

2 Energieausbauziele für den Landkreis Eichstätt  
   

3 Windkraft - Antrag zur Höhenbegrenzung  

Naturparkverordnung, Beratung 
 

   

4 Solare Baupflicht  
   

5 Verschiedenes  
   

 
 
124. Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BIm-

SchG) sowie der Verordnung über kleine und mittlere 
Feuerungsanlagen (1. BImSchV); Erlass einer Allgemein-
verfügung zur befristeten Wiederinbetriebnahme von äl-
teren Holzfeuerungsanlagen nach der 1. BImSchV auf-
grund der derzeitigen Gasmangellage 

 

Das Landratsamt Eichstätt erlässt folgende Allgemeinverfügung: 

 

1. Gemäß §§ 25 und 26 der 1. BImSchV außer Betrieb genommene 
Holzfeuerungsanlagen der 1. BImSchV, die noch nicht abgebaut wur-
den und für die der Betreiber ein Formular zum Vorhalten für den Not-
betrieb beim zuständigen bevollmächtigten Bezirksschornsteinfe ger 
eingereicht hat, dürfen vorübergehend wieder in Betrieb genommen 
werden. 

 

2. Durch die Wiederinbetriebnahme der Holzfeuerungsanlage muss 
der Betrieb einer vorhandenen Gasheizung ganz oder teilweise ersetzt 
werden. 

 

3. Mit dem Betrieb der Feuerungsanlage darf erst begonnen werden, 
wenn der Betreiber die Aufnahme des Betriebs unter Vorlage des For-
mulars „Merkblatt und Erklärung zur Stilllegung einer Einzelraumfeu-
erungsanlage für feste Brennstoffe" oder des Formulars „Merkblatt und 
Erklärung zur Stilllegung einer zentralen Heizungsanlage für feste 
Brennstoffe" beim Landratsamt Eichstätt angezeigt hat. Mit der An-
zeige ist zu bestätigen, dass die Feuerungsanlage lediglich stillgelegt, 
jedoch noch nicht abgebaut wurde. Der Betreiber hat den zuständigen 
bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger über die Betriebsaufnahme 
zu unterrichten. 

 

4. Diese Allgemelnverfügung tritt am 01.09.2022 in Kraft. Sie tritt 
mit Ablauf des 31.08.2023 außer Kraft. 

 

Gründe: 

 

I. 

Das Ausrufen der Alarmstufe des Notfallplans Gas und die jüngsten 
Aktivitäten des Bundesgesetzgebers rechtfertigen es, bestimmt Holz-
feuerungsanlagen, die die Vorgaben der 1. BImschV nicht (mehr) ein-
halten können, zeitlich befristet wieder in Betrieb zu nehmen. Das Bay-
erische Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz 
(StMUV) hält es für zwingend erforderlich, die dafür nötigen Ausnah-
mezulassungen mithilfe von Allgemeinverfügungen durch die bayeri-
schen Landratsämter zu erteilen. 

 

Das Landratsamt Eichstätt ist für den Erlass dieser Allgemeinver-
fügung sachlich (Art. 1 Abs. 3 Nr. 3 des Bayerischen Immissionsschutz-
gesetzes (BaylmSchG) und örtlich (Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 des Bayerischen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG)) zuständig. 

 

Diese Allgemeinverfügung stützt sich auf § 22 der 1. BImSchV i. 
V. m. Art. 35 Satz 2 Alt. 1 BayVwVfG. Demnach kann das Landratsamt 
Eichstätt auf Antrag Ausnahmen von den Anforderungen der 1. BIm-
SchV zulassen, soweit diese im Einzelfall wegen besonderer Umstände 
durch einenunangemessenen Aufwand oder in sonstiger Weise zu einer 
unbilligen Härte führen würden und schädliche Umwelteinwirkungen 
nicht zu befürchten sind. 

A M T S B L A T T  
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Dem Antragserfordernis des § 22 der 1. BImSchV wird dadurch 
genüge getan, dass der Immissionsschutzbehörde am Landratsamt 
Eichstätt eines der unter Nr. 3 genannten Formulare zum Vorhalten für 
den Notbetrieb mindestens als Kopie vorliegt. Das Tatbestandsmerkmal 
„im Einzelfall" ist weit auszulegen und dadurch gegeben, dass eine kon-
krete Feuerungsanlagengruppe Gegenstand der Allgemeinverfügung 
ist.  

 

Zusätzlich muss eine unbillige Härte vorliegen und schädliche Um-
welteinwirkungen dürfen nicht zu befürchten sein. Am 12.07.2022 ist 
ein zusätzlicher Abschnitt des BImSchG in Kraft getreten, der die Über-
schrift „Brennstoffwechsel bei einer Mangellage" trägt. Mit Schreiben 
vom 14.07.2022 hat das StMUV dargelegt, dass diese neuen Vorschrif-
ten Feuerungsanlagen im Anwendungsbereich der 13. und 44. BIm-
SchV adressieren und der Bundesgesetzgeber in der amtlichen Begrün-
dung eine die Gaseinsparung begünstigende Auslegung der jeweiligen 
Tatbestandsmerkmale befürwortet. Im Ergebnis werden dadurch 
Grenzwertüberschreitungen befristet geduldet, die auf Gasversorgungs-
schwierigkeiten basieren (ausgerufene Alarmstufe des Notfallplans 
Gas). 

 

Mit Schreiben des StMUV vom 14.07.2022 wurde die Auslegung 
auch im Anwendungsbereich der 17. BImSchV angewandt. Grund hier-
für war die insoweit identische Interessenlage (Sicherung der Gasver-
sorgung). Gleiches muss nun auch im Anwendungsbereich der 1. BIm-
SchV erfolgen, da die gegenständlichen Feuerungsanlagen die Grenz-
werte der 1. BImSchV nicht einhalten können. Im Bereich der großen 
und mittelgroßen Feuerungsanlagen führte eine vergleichbare Problem-
stellung zum Erlass der neuen §§ 31 a bis 31 d BImSchG. Der Bundes-
gesetzgeber ging in diesem Zusammenhang nicht davon aus, dass bei 
solchen Ausnahmezulassungen schädliche Umwelteinwirkungen zu be-
fürchten sind. Damit kann erst recht bei Ausnahmezulassungen nach 
der 1. BImSchV nicht davon ausgegangen werden, dass schädliche Um-
welteinwirkungen zu befürchten sind, solange die Ausnahmezulassung 
zeitlich hinreichend befristet ist.  

 

Das Vorliegen einer unbilligen Härte muss wegen der gegenwärti-
gen Gasversorgungssituation (Ausrufen der Alarmstufe des Notfall-
plans Gas) als gegeben angesehen werden, wenn die Holzfeuerungsan-
lage für den Notbetrieb vorgehalten wird. Der Betrieb dieser Feue-
rungsanlagen trägt in hohem Maße dazu bei, dass Gas eingespart wird. 
Dieser Intention folgend überarbeitete der Bundesgesetzgeber die §§ 31 
a bis 31 d BImSchG. 

 

Die Allgemeinverfügung ist gem. Art. 41 Abs. 3 Satz 2 BayVwVfG 
öffentlich bekannt zu machen. Das Tatbestandsmerkmal, der Untun-
lichkeit ist zu bejahen, weil das der Sicherung der Gasversorgung die-
nende Vorgehen eilig ist und die einzelnen Betroffenen nicht schnell 
genug zu erreichen sind. 

 

Nach Art. 41 Abs. 4 Satz 3 BayVwVfG gilt bei der öffentlichen 
Bekanntgabe eines schriftiichen Verwaltungsaktes dieser zwei Wochen 
nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben. 

 

Hinweise: 

 

1. Gemäß Art. 41 Abs. 4 Satz 1 BayVwVfG ist nur der verfügende 
Teil einer Allgemeinverfügung öffentlich bekannt zu machen. Die All-
gemeinverfügung liegt mit Begründung und Rechtsbehelfsbelehrung 
im Landratsamt Eichstätt Dienststellen Eichstätt und Lenting. Sie kann 
nach vorheriger Terminvereinbarung während der allgemeinen Dienst-
zeiten eingesehen werden (Art. 41 Abs. 4 Satz 2 BayVwVfG). 

 

2. Ab dem Außerkrafttreten der Allgemeinverfügung (mit Ablauf 
des 31.05.2023), können die betreffenden Feuerungsanlagen wieder nur 
im Notbetrieb genutzt werden. Eine regelmäßige Nutzung der Feue-
rungsanlagen ist dann nicht mehr möglich. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats 
nach ihrer Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem Bayerischen 
Verwaltungsgericht München, In 80335 München, Postfachanschrift: 
Postfach 20 05 43, 80005 München, Hausanschrift: Bayerstraße 30, 
80335 München, 

 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrunq 

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift 
oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form 
möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher Email ist 
nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!  

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis 
Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird - sofern kein Fall des § 188 VwGO vor-
liegt - in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der 
Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 

 

 

Ewald, Reglerungsrätin 

 

 
125. Verordnung des Landratsamtes Eichstätt über Beförde-

rungsentgelte und Beförderungsbedingungen für den 
Verkehr mit Taxen im Landkreis Eichstätt 

 

- T a x i t a r i f o r d n u n g - 

 

Das Landratsamt Eichstätt erlässt aufgrund § 51 Abs. 1 des Perso-
nenbeförderungsgesetzes (PBefG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 08. August 1990 (BGBl I S. 1690), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 16. April 2021 (BGBl. I S. 822) und § 11 Nr. 1 der Verordnung 
über die Zuständigkeit zum Erlass von Rechtsverordnungen (Delegati-
onsverordnung – DelV) vom  28. Januar 2014 (GVBl S. 22), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 17. Mai 2022 (GVBl S. 226), folgende  

 

V e r o r d n u n g :  

§ 1 Geltungsbereich 

1. Die in dieser Verordnung festgesetzten Beförderungsentgelte 
und Beförderungsbedingungen für den Verkehr mit Taxen gelten für 
Taxiunternehmen mit dem Betriebssitz Landkreis Eichstätt und dem 
Pflichtfahrbereich unter Abs. 2  

2. Der Pflichtfahrbereich umfasst das Gebiet der Landkreise 
Eichstätt, Neuburg-Schrobenhausen und Roth, sowie der Stadt In-
golstadt. 

 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

1. Anfahrten sind bestellte Leerfahrten zur Abholadresse.  

2. Zielfahrten sind Fahrten, bei denen das Taxi vom Kunden am 
Ziel entlassen wird.  

3. Auftragsfahrten sind Fahrten ohne Personenbeförderung zur Er-
ledigung von Aufträgen und zur Beförderung von Sachen und unterlie-
gen nicht dieser Verordnung.  

4. Wartezeit ist die Zeit, während der ein Taxi, nachdem sich der 
Fahrer bei einem Fahrgast am Bestellort gemeldet hat, steht oder wäh-
rend der Fahrt die Umschaltgeschwindigkeit unterschritten wird.  

 

§ 3 Bereitstellen von Taxen 

1. Taxen dürfen nur auf den gekennzeichneten Taxiplätzen in der 
Gemeinde des Betriebssitzes bereitgestellt werden. 

2. Taxen dürfen auf gekennzeichneten Taxiplätzen außerhalb der 
Gemeinde des Betriebssitzes des Unternehmers nur mit Erlaubnis des 
Landratsamtes Eichstätt bereitgestellt werden. 
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3. In der Zeit von 22.00 Uhr bis 05.00 Uhr dürfen Taxen vor Loka-
len und Vergnügungsstätten sowie Großveranstaltungen auf öffentli-
chen Straßen bereitgestellt werden, wenn der Taxiunternehmer seinen 
Betriebssitz in der Gemeinde des jeweiligen Lokals, der Vergnügungs-
stätte bzw. Großveranstaltung hat. Die entsprechenden Vorgaben der 
StVO sind einzuhalten. 

4. Bei folgenden Großveranstaltungen dürfen alle Taxiunternehmer 
im Landkreis Eichstätt Taxen bereitstellen: Volksfest Beilngries, 
Volksfest Eichstätt, Altstadtfest Beilngries, Altstadtfest Eichstätt, Li-
mesfest Kipfenberg, Kellerfest Titting und Bürgerfest Kösching. 

 

§ 4 Beförderungsentgelte 

1. Das Beförderungsentgelt setzt sich zusammen aus  
a) dem Grundpreis von   3,60 €  

b) dem Kilometerpreis nach Abs. 2  

c) und dem Wartezeitpreis nach Abs. 3  

Kilometerpreis und Wartezeitpreis werden nach Schalteinheiten von je 
0,30 € berechnet. 

2. Der Kilometerpreis beträgt für alle An- und Zielfahrten grund-
sätzlich 2,60 € dies entspricht 0,30 € je 115,4 m (=Tarifstufe 1). 

Kommt ein Taxi, welches nach Bauart und Ausstattung für mehr als 
4 Fahrgäste geeignet und bestimmt ist, auftragsbedingt zum Einsatz o-
der wird ein Anhänger oder ein Fahrradträger fahrauftragsbedingt mit-
geführt, unabhängig von der Sitzplatzanzahl des eingesetzten Taxis, be-
trägt der Kilometerpreis 2,90 € dies entspricht 0,30 € je 103,4 m (=Ta-
rifstufe 3).  

Anfahrten innerhalb des Betriebsortes inklusiver aller Stadtteile 
sind frei. 

Zielfahrten von Punkten außerhalb der Betriebssitzgemeinde in die 
Betriebssitzgemeinde sind wie folgt zu berechnen: 

Anfahrt (ohne Fahrgast):  Wartezeitpreis nach Tarifstufe 2 (Absatz 3) 

Zielfahrt (mit Fahrgast): Kilometerpreis nach Tarifstufe 1 oder Tarif-
stufe 3 

Fahrten mit Fahrgästen, beginnend von der Betriebssitzgemeinde 
zu Zielen außerhalb der Betriebssitzgemeinden (Hinfahrt) und Rück-
fahrten derselben Fahrgäste mit Zielort in die Betriebssitzgemeinde 
sind wie folgt zu berechnen: Hinfahrt (mit Fahrgast): Kilometerpreis 
nach Tarifstufe 1 oder Tarifstufe 3 

Rückfahrt (mit Fahrgast): Wartezeitpreis nach Tarifstufe 2 (Absatz 3) 

3. Wartezeitpreis (Tarifstufe 2) 

je 27 Sekunden         0,30 € 

je Stunde  40,00 € 

Der Wartezeitpreis kommt auch zur Anwendung, wenn das Taxi 
verkehrsbedingt die Umschaltgeschwindigkeit von 15,38 km/h in Ta-
rifstufe 1 und 13,79 km/h in Tarifstufe 3 unterschreitet. 

4. Mindestfahrpreis 

Der Mindestfahrpreis beträgt (einschließlich der ersten Schaltein-
heit, 115,4 m/103,4 m bzw. 27 s.)  3,90 € 

5. Wird ein bestelltes Taxi ohne Benutzung aus der Bestellung ent-
lassen, so hat der Besteller den durch die Anfahrt entstandenen Fahr-
preis zu entrichten. 

6. Wird in der anfahrtsfreien Zone (Betriebssitzgemeinde) ein be-
stelltes Taxi ohne Benutzung aus der Bestellung entlassen, so hat der 
Besteller die durch die Anfahrt entstandenen Kosten von 3,90 € zu ent-
richten. 

 

§ 5Abweichende Fahrpreise 

Bei Beförderungen über das Pflichtfahrgebiet hinaus, ist das Beför-
derungsentgelt für die gesamte Fahrstrecke vor Antritt der Fahrt mit 
dem Fahrgast frei zu vereinbaren. Kommt keine Vereinbarung zu-
stande, gelten die für den Pflichtfahrbereich festgesetzten Beförde-
rungsentgelte als vereinbart. 

 

 

 

§ 6 Fahrpreisanzeiger 

1. Fahrten sind im Pflichtfahrgebiet ausschließlich mit eingeschal-
tetem Fahrpreisanzeiger durchzuführen, es sei denn, es handelt sich um 
Fahrten im Sinne des § 5 Abs. 1 oder Anfahrten innerhalb der Betriebs-
sitzgemeinde. 

2. Bei Störungen des Fahrpreisanzeigers ist der Beförderungsan-
spruch nach den zurückgelegten Kilometern zu berechnen. 

3. Wartezeiten bis zu fünf Minuten dürfen bei Störungen des Fahr-
preisanzeigers nicht berechnet werden. Übersteigt die Wartezeit fünf 
Minuten, so sind für die gesamte Wartezeit  
0,30 € pro 27 Sekunden zu berechnen. 

4. Störungen des Fahrpreisanzeigers sind unverzüglich zu beseiti-
gen. 

 

§ 7 Abrechnung und Zahlungsweise 

1. Für Fahrten innerhalb und außerhalb des Pflichtfahrbereichs 
kann, wenn es angezeigt erscheint, eine Vorauszahlung in Höhe des vo-
raussichtlichen Fahrpreises verlangt werden. 

2. Der Fahrer muss während des Dienstes stets einen Betrag von bis 
zu 50,00 € wechseln können.   Fahrten zum Zweck des Geldwechselns 
gehen zu Lasten des Fahrers beziehungsweise des Unternehmens. 

3. Verlangt der Fahrgast eine Quittung über das Beförderungsent-
gelt, so ist ihm diese unter Angabe der Fahrtstrecke und der Ordnungs-
nummer, sowie des Namens des Unternehmens und der Betriebssitz-
adresse zu erteilen. 

 

§ 8 Beförderungspflicht 

1. Ein Anspruch auf Beförderung besteht nur innerhalb des Pflicht-
fahrbereiches. 

2. Ein Anspruch auf die Durchführung von Auftragsfahrten besteht 
nicht. 

3. Gepäck und Tiere können von der Beförderung ausgeschlossen 
werden, wenn durch ihre Mitnahme Gefahren für eine ordnungsgemäße 
und sichere Beförderung ausgehen können. 

 

§ 9 Verunreinigung des Fahrzeugs 

Bei Verunreinigung des Fahrzeugs werden vom Fahrer die vom Un-
ternehmer dafür festgesetzten Reinigungskosten erhoben; weiterge-
hende Ansprüche bleiben unberührt. 

 

§ 10 Zuwiderhandlungen 

Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften dieser Verordnung 
können gemäß § 61 Abs. 1 Ziffer 4 und Abs. 2 des PBefG als Ordnungs-
widrigkeit mit einer Geldbuße bis zu 10.000,00 € geahndet werden. 

 

§ 11 Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 01.10.2022 mit einer Übergangsfrist von 
einem Monat zum Umstellen der Fahrpreisanzeiger in Kraft. Gleichzei-
tig tritt die Taxitarifordnung für den Landkreis Eichstätt vom 
24.02.2020 außer Kraft. 

 

 

Eichstätt, 14.09.2022 Landratsamt Eichstätt 

gez. Alexander Anetsberger  

Landrat 

 

 

Bekanntmachungen der Stadt Eichstätt    
 

 
Keine Bekanntmachungen 
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Bekanntmachungen anderer Behörden 
 

 

Zweckverband zur Wasserversorgung Denkendorf – 
Kipfenberg 

126. Bekanntmachung der Haushaltssatzung nach Vorlage bei 
der Rechtsaufsichtsbehörde 

I. 

Auf Grund der §§ 10 und 21 der Verbandssatzung und der Art. 34 
Abs. 2 Nr. 3 und Art. 40 Abs. 1 des Gesetzes über die Kommunale Zu-
sammenarbeit in Verbindung mit Art. 63 ff. der Gemeindeordnung hat 
der Zweckverband am 31.05.2022 folgende Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2022 beschlossen, die hiermit gemäß Art. 24 Abs. 1, Art. 
40 Abs. 1 KommZG in Verbindung mit Art. 65 Abs. 3 GO bekanntge-
macht wird: 

 

§ 1 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2022 wurde festgesetzt; er 
schließt im Verwaltungshaushalt  

in den Einnahmen und Ausgaben mit 1.619.600 € 

und im Vermögenshaushalt 

in den Einnahmen und Ausgaben mit 1.049.350 € ab. 

 

§ 2 

Kredite zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögenshaushalt 
werden nicht aufgenommen. 

 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden 
nicht festgesetzt. 

 

§ 4 

Umlagen werden nicht erhoben. 

 

§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 20.000 € festgesetzt. 

 

§ 6 

Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 

 

§ 7 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2022 in Kraft. 

 

II. 

Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungspflichtigen Teile. 

 

III. 

Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan liegen während des 
ganzen Jahres in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes in 85072 
Eichstätt, Ostenstraße 31 a, innerhalb der allgemeinen Geschäftsstun-
den zur Einsicht auf. 

 

 

Kipfenberg, 12. September 2022 

gez. , F o r s t e r, Verbandsvorsitzende 
 

Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Augs-
burg 

127. Allgemeinverfügung nach § 6 Abs. 10 Satz 1 Düngever-
ordnung 

Vollzug der Verordnung über die Anwendung von Düngemitteln, 
Bodenhilfsstoffen, Kultursubstraten und Pflanzenhilfsmitteln nach den 
Grundsätzen der guten fachlichen Praxis beim Düngen vom 26. Mai 
2017 (BGBl. I S. 1305), die durch Artikel 1 der Verordnung vom 28. 
April 2020 (BGBl. I S. 846) geändert worden ist  

 

Für die Bayerische Landesanstalt für Landwirtschaft erlässt das 
Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Augsburg, Sachgebiet 
L2.3P (Landnutzung), gemäß § 6 Abs. 10 Satz 1 Düngeverordnung fol-
gende Allgemeinverfügung: 

 

Die Sperrfrist für die Ausbringung von Düngemitteln mit wesentli-
chen Gehalten an Stickstoff, ausgenommen Festmist von Huftieren o-
der Klauentieren oder Komposte, wird abweichend von § 6 Abs. 8 
Satz 1 Nr. 2 Düngeverordnung auf Grünland, Dauergrünland und 
Ackerland mit mehrjährigem Feldfutterbau bei einer Aussaat bis zum 
Ablauf des 15. Mai 2022 wie folgt verschoben: für den Landkreis 
Eichstätt auf Flächen, die nicht durch § 1 Abs. 1 der Ausführungsver-
ordnung zur Düngeverordnung (AVDüV) vom 22.12.2020 als mit Nit-
rat belastetet ausgewiesen wurden: vom 29. November 2022 bis ein-
schließlich 28. Februar 2023 auf Flächen, die durch § 1 Abs. 1 der Aus-
führungsverordnung zur Düngeverordnung (AVDüV) vom 22.12.2020 
als mit Nitrat belastetet ausgewiesen wurden (auf sog. „roten Flächen“): 
vom 29. Oktober 2022 bis einschließlich 28. Februar 2023 

 

Im Übrigen bleiben die Bestimmungen der Düngeverordnung un-
berührt. Dies gilt insbesondere für das Verbot, Düngemittel auf über-
schwemmten, wassergesättigten, gefrorenen oder mit Schnee bedeckten 
Boden auszubringen; sowie für die Einhaltung der N-Obergrenzen. 

Die Sperrfristen, die für die Flächen in Wasserschutzgebieten in der 
jeweils gültigen Fassung der Wasserschutzgebietsverordnung vorgege-
ben sind, sind weiter zu beachten. 

 

 

Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Augsburg 

- Sachgebiet L2.3P- 

Stadtbergen, den 14.09.2022 

Franz Högg, Landwirtschaftsoberrat 
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